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Zweiten Gesetzes zur Änderung des Krankenhausgestaltungsgesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen 
Geseuesentwurf der Landesregierung, DruckSache 16/5412 

Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Arbeit, Gesundheit 
und Soziales am 27.8.2014 

Sehr'geehrte Frau Präsidentin, 
sehr geehrte DClmen und Herren, 

für die Gelegenheit, zum Gesetzesentwurf "Zweiten Geset~ zUr Änderung des 
'Krankhausgestaltungsgesetzes NRW".5tellung nehmen W können, danke ich Ihnen. 

Da es bei dem Gesetz in erster Linie darum geht, die bestehenden Rechtsunsicher­
heiten und RegelungslOcken zu schließen sowie die Vorgaben der Patientenmobill­
tätsrichtlinie umzusetzen, beschränken sich meine Anmerkungen auf wenige Punk­
te: 

L Allgemeine Bestimmungen 

§ 7 E-KHGG - Transparenz und QualiUitssicherung 

Vom Grundsatz her begrüße ich das Ziel, die Vergleichbarkeit der Qualitätsaussagen 
der Krankenhäuser zu verbessern, so dass die Patientinnen und Patienten das Quali­
tätsniveau besser abschätzen können. Patientinnen und Patienten können ihr Wahl­
recht nur sinnvoll nutzen, wenn sie sich einen klaren und leicht verständlichen 

Wir freuen uflS Ober Ihre HInweise 7Nt verbesserung vn$er-er ~rbelt.· Sie errek;hen' uM unter der 
T~/efO""'ul?Jmer 0221. 809-2255 ader sQtlden Sie V{15 eine E-Mail an AnrequM~I1@htrj de 

LVR - l,andteh.nsverbsnd Rl'HllnliJlld Bl!lIlkverbrndung: 
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Überblick über die Qualit1ltspolltik und die Leistungen der Kranken häuser verschaf­
fen können. 

Ich habe aber Zweifel, ob sich durch einen weiteren landesspezifischen Qualitätsbe­
richt bzw. durch zusätzliche Qualitätsmerkmale und -indikatoren tatsächlich verläss­
lichere Aussagen zum Qualitätsniveau der Krankenhiiuser machen lassen als bisher. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, dass sich die QUillität eines 
Krankenhauses nur schwer messen lässt, denn es müssen eine Vielzahl von Kriteri­
en herangezogen werden, um die Qualität des komplexen Gebildes Krankenhaus 
ilngemessen beschreiben und gewichten zu können. Die Erfassung dieser Dilten ist 
hierbei enorm aufwändig und wird immer dazu führen, dass die einzelnen Einrich­
tungsberichte erheblich voneinander abweichen. Die Aussagequalität der Berichte 
wird folglich immer sehr unterschiedlich ausfallen. 

Darüber hinaus ist der Nutzen eines zusätzliChen Qualitätsberi<;hts mehr als fraglich, 
da die Krankenhäuser bereits jetzt schon eine Vielzahl qualitätsbezogener Berichte 
erstellen. 

So hat bekanntermaßen jedes Krankenhaus jährlich einen umfangreichen $truktu­
rierteren Qualitätsbericht nach § 1375GB V zu veröffentlichen, der nileh den vorga­
ben des Gemeinsamen Bundesaus!>chusses bis zu 289 Indikatoren in 31 Leistungs­
bereichen umfassen kann. 

Zusätzlich werden im Rahmen der regelmäßigen Zertifizierungsverfahren zum ein­
richtungsinternen Qualilätsmanagement weitere Beri~hte (z.B. KTQ-Berlchte ) ange­
fertigt, die ebenfalls detaillierte Aussagen zur Qualität enthalten. 

Desweiteren geben die Kliniken des Landschaftsverbandes Rheinland speZielle Quali­
täts- und Leistungsberichte heraus, die sowohl den besonderen Qualitätszielen der 
psy<;hiatrlsChen Versorgung als auch der Qualitätspolitil< des LVR Rechnung trClgen. 
Im Rahmen der normalen Qualitätsberichte mit ihren sehr abstrakt gefassten Vor­
gaben lassen sich die besonderen psychiatrierelevanten Qualitätsmerkmale nicht 
angemessen darstellen. . 

Es dürfte den Aufwand unverhältnismäßig erhöhen sowie die UnSicherheit seitens 
der rCltsuchenden Piltientinnen und Patienten verstärken, wenn zu den bereits vor­
handenen Qualitätsdarlegungen und -b~richten ein weiterer Bericht hinzukommt. 

!eh rege daher Cln, auf ergän~ende landesspezifische Informations- und Veröffentli­
chungspflichten, die über die Bundesvorgaben hinausgehen; zu verzichten und ins­
besondere den vorgesehenen neuen Absilt! 2 zu streichen. Das unterstützungswür­
dige Ziel, die Aussagequalität der Berichte zu verbessern, sollte ausschließlich bun­
deseinheitlich im Rahmen des § 137 SGB V geregelt werden. 
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Im Übrigen ist die Frist des Absatzes ;2 sehr kurz bemessen. 

Il. Planung 

1) § 15 Abs. 1 E-KHGG - Beteiligte an der Krankenversorgung 

Ihre Absicht, an den Entscheidungen des Landesausschuss zurpsychotherapeuti­
schen Versorgung zukünftig eine Vertreterin bzw. ein Vertreter der Kammer für Psy­
chotherapie zu beteiligen, begrüße ich. Um die klinis~he Versorgung psychisch und 
psychosomatisch kranker Menschen sowohl strukturell als auch qualitativ und quan­
titativ bedarfsgerecht weiterzuentwickeln, ist die Einbindung der fachlichen Kompe­
ten~ der PsychOtherapeutenkammer notwendig und hilfreich. 

2) § 16 Ab". 3 E-KHGG -Feststellungen im Krankenhausplan 

Die Vorgabe, dass die im Feststellungsbesc;heid ausgewiesene Gesamtzahl (In 5011-
. betten innerhalb von 24 Monaten nach Bekanntgabe dess Bescheides umzusetzen 
ist, stellt eine vernüftige Regelung dar. AusdrOcklich begrüße ich die Ausnahmerege­
lung für Baumaßn<lhmen. Den Fristbeginn ilr'\ den Abschluss der Baumaßnahmen zu 
koppeln, stellt sicher, dass die Unwägbarkeiten des Bauprozesses nicht. zu Lasten 
des Krankenhaustr'ägers gehen. 

1II. Krankenhausförderung 

1) § 21 Abs. 9 Satz 2 E-KHGG - Ve/Wendung der P"u5cha/mittel 

Ihre Entscheidung, wonach die. Krankenhäuser die für die Wiederbeschaffung kurz­
fristiger Anlagegüter gewährte Pauschale statt in Höhe vem 30 % nun In Höhe von 
50 % der Jahrespauschale für Zwecke nach § 18 Abs. 1 Nr. 1 eingesetzt werden 
darf, weist in die riChtige Richtung, da dadurch die Flexibilität der Verwendung ge­

steigert wird. 

Gleichzeitig bedauere ich, dass Sie den im Rahmen der Evaluierung des aktuellen 
KHGG NRW von der KHNW und dem IDW unterbreiteten Vorschlägen nicht gefolgt 
sind. Diese hatten geforaert, die Deckungsfähigkeit zwischen der Baupauschale und 

. der Pauschale für die Wiederbeschaffung kurzfristiger Anlagegüter wechselseitig in 
voller Höhe bzw. mit einem deutlich höheren Prozentsatz zuzulassen. 

2) § 21 Abs. 10 E-KHGG 

Der klarstellende Hinweis, dass die ausgezahlten Baupauschalen weitergegeben 
werden dürfen, ist aus der Sicht des Landsch"ftsverbandes Rheinland plausibel. 
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3) § 23 E-KHGG - Besondere Beträge 

Der LVR-Klinikverbund als großer Träger von psychiatrischen Kliniken steht vor der 
enormen Her<lusforderung, dass das auch politisch mit einer hohen Priorität verse­
hene Ziel der Dezentralisierung und Regionalsierung von stationären und tagesklini­
schen Angeboten mit erheblichen Investitionen verbunden ist. 

Im Evaluationsbericht zum Krankenhausrecht NRW vom 20. Dezember 2012 wurde 
der Empfehlung des LVR und der Caritas in NRW, dass Mittel für besondere Beträge 
nach § 23 KHGG NRW zukünftig für bauliche Maßnahmen im Rahmen der Kranken­
hausplanung verwendet werden können, grundsätzlich zugestimmt. 

Diese Forderung kommt im Hinblick auf den neuen KrankenhBusplan 2015 eine be­
sondere Relevanz zu: 

Im Rahmen des neuen Krankenhausplanes erwartet der LVR-Klinikverbund, dass er 
eine nicht unerhebliche Anzahl zusätzlicher Betten und Plät.:e im Bereich Psychiat­
rie/Psychosomatik einzurichten hat, 

Unter Zugrundelegung der Erfahrungswerte aus abgeschlossenen Baumaßnahmen 
ware hierfür ein Investitionsaufwand in voraussichtlich dreistefliger Mio, (; Höhe er­
forderlich. 

Dieser Betrag könnte unmöglich mit den laufenden Mitteln der Baupauschale nach § 
18 Abs. 1 KHGG NW finanziert werden. 

Aus diesem Grund wiederhole ich meinen schon mehrmäls vorgetragenen Vorschlag/ 
dass besondere Beträge insbesonde're für der Herstellung neuer Kapazitäten im 
Rahmen des Krankenh(lusplans festgesetzt werden können, 

Diese neue·Nummer 3 könnte lauten: 

,,3. zusätzliche Kapazitäten zu schaffen sind, die im Rahmen der Krankenhauspla­
nung durch Feststellungsbescheid festgesetzt sind," 

Mit freundlichen Grüßen 
Die Direktorin des Landschaftsverbandes Rheinland 
In Vertretung 

! ()" ?1l0- bJ~rC 
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